Stromversorgung in Bayern

Unsere Stromnetze verteilen immer noch netzförmig den Strom von 3 Atomkraftwerksstandorten in die Fläche Bayerns. Erzeugen wir weiterhin 52 TWh Atomstrom, so müssen wir auch weiterhin nachts alle Speicher randvoll auffüllen und in der Folge an sonnigen Tagen mit geringerem Stromverbrauch auch weiterhin Wasser- und Windräder anhalten. Mit jedem abgeschalteten Atomkraftwerk entfällt auch der hohe Eigenstromverbrauch des AKW, dadurch müssen wir dann auch weniger Grundlaststrom bereitstellen. Der Eigenstromverbrauch aller Atomkraftwerke entspricht ziemlich genau der Stromproduktion von „ISAR 1“.

An kalten Wintertagen fehlt zudem die Wärmeenergie der Atomkraftwerke, diese müssen Flüsse aufheizen und können nicht für Gebäudeheizung genutzt werden. Regionale KWK-Anlagen sparen dagegen Öl und Gas.

Würden wir nach der Abschaltung von „ISAR 1“ das Potential von 19 TWH aus der Wasserkraft und über 12 TWH aus den übrigen Erneuerbaren Energien ungebremst einsetzten, hätten wir in Bayern schon  über 40 % Stromverbrauch aus Erneuerbaren Energien. 

Der überwiegende Teil unserer bayerischen Bevölkerung will den schnellen Umstieg auf zukunftsfähige Energieversorgung. Sie lehnen veraltete AKW mit den ungelösten Folgeproblemen für künftige Stromversorgung ab. Im Gutachten „Weichenstellung für eine  nachhaltige Stromversorgung“ des Sachverständigenrates für Umweltfragen (SRU) der Bundesregierung vom Mai 2009 wird deutlich dargestellt, warum die zentralen Großkraftwerke auf Grundlasttechnik die Entwicklung der EE erheblich behindern. Der SRU hat klar gemacht, dass wir heute  entscheiden müssen, ob sie in moderne Netztechniken für regionale Versorgung oder in neue Großkraftwerke investieren wollen. Der eine Weg schließt den Anderen technisch aus. Die Herausforderungen sind daher ohne klare politische Entscheidungen, Prioritätensetzungen und rechtliche Grundlagen nicht zu bewältigen.

Zukunftsfähige Strom- und Wärmeversorgung

Minister Guttenberg hatte auf die Frage der FTD „Wie halten Sie es mit längeren Laufzeiten für Atomkraftwerke, die Atombranche frohlockt ja schon?“ korrekt geantwortet: „Allein der Ruf ist noch nicht der Grund, die Laufzeiten zu verlängern. Vielmehr müssen wir unseren Blick darauf richten, ob wir in dem jeweiligen Jahr, in dem die Anlage vom Netz gehen müsste, unseren Bedarf mit alternativen Energieträgern decken können oder nicht. Dann muss man im Zweifel ohne Scheuklappen über zeitlich begrenzte längere Laufzeiten oder Abhängigkeiten von anderen Ländern diskutieren können.“ – Dem ist an sich nichts hinzu zu fügen!
Wenn Minister Söder in seinem Schreiben vom 10.9.09 (PS1-2009/163158) schreibt, dass Atomkraftwerke für unseren Energiemix noch unverzichtbar sind, dann gilt das in Bayern für moderne leistungsstarke DWR 3 und 4, nicht aber für den altersschwachen Siedewasserreaktor ISAR1.

Rechtsgrundlage in der Verfassung

In etlichen Gesprächen mit dem Bund Naturschutz, den beiden Christlichen Kirchen, Solarinitiativen sowie der Parteien im bayerischen Landtag wurden die Sichtweisen zur Erweiterung der bayerischen Verfassung diskutiert. 

Auf Grundlage des  Rechtsgutachtens von Prof. Dr. Kahl sowie den Ausführungen anderer  Rechtswissenschaftler und Ökologen soll mit einer ergänzten Staatszielbestimmung auf dem parlamentarischen Weg die Umstellung auf zukunftsfähige Energieversorgungssysteme unterstützt werden.

In Übereinstimmung mit der bisherigen Interpretation von Art. 141 Abs. 1 S. 4 BV hat die Verankerung von Klimaschutz, Vorrang für nachhaltig erzeugter Erneuerbarer Energien sowie Energieeffizienz als vorrangige Staatsaufgaben in der Landesverfassung bei Zielkonflikten auch weiterhin mit anderen Umweltschutzbelangen eine Abwägung zu erfolgen. Allerdings muss die besondere Bedeutung von Klimaschutz und Erneuerbaren Energien beachtet werden.

Nach Artikel 20 A Grundgesetz müssen die Kommunen „in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung“ schützen. Hier soll ihnen die Verfassungsänderung neue Spielräume geben. Wichtig ist uns dabei auch der Einfluss auf das Bewusstsein in der Bevölkerung, sowie der Erfahrungs- und Wissensaustausch zwischen Kommunen, Aktionsgruppen, Institutionen, Verbänden und politischen Parteien. 

Unser Schulterschluss:

· Referent für Diakonie und gesellschaftsbezogene Aufgaben Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern, Dr. Wolfgang Schürger 

· Bischöflicher Beauftragter für Fragen der Kirche und Umwelt, Mattias Kiefer 

· Bund Naturschutz e.V. in Bayern: Energiereferent Dr. Ludwig Trautmann-Popp, Landesbeauftragter Richard Mergner, Prof. Dr. Hubert Weiger

· Arbeitskreis Energie der Fraktion der Freien Wähler, Dr.Karl Vetter, Dr. Hans Jürgen Fahn

· Umweltpolitischer und energiepolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Ludwig Wörner

· Klimaschutz und energiepolitischer Sprecher Bündis 90 – DIE GRÜNEN: Ludwig Hartmann, , Referent für Energie und Klima: Rudi Amannsberger
· Energiepolitischer Sprecher der CSU-Landtagsfraktion Philipp Graf von und zu Lerchenfeld, Staatssekretär Weiss
· 349 Ansprechpartner bei den bayerischen Agenda21- und Umweltgruppen, 93 Solarinitiativen, 99 überregionale Ansprechpartner sowie die 49 Mitglieder und Direktunterstützer unseres Vereins 
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Der Klimawandel ist ab sofort auch eine Frage der Menschenrechte: Der UN-Menschenrechtsrat  in Genf verabschiedete eine Resolution, in der auf die Folgen der Erderwärmung gerade für die Bevölkerung armer Länder hingewiesen wird.

"Es ist an der Zeit, die Auswirkungen des Klimawandels für den Menschen zu betonen", sagte der Vertreter der Malediven, die den Resolutionsentwurf eingebracht hatten. Bislang habe sich die Debatte auf Folgen für die Natur konzentriert. Der Vertreter Sri Lankas sagte, das Recht auf Leben sei wegen der Klimaveränderung in Gefahr.

Die Resolution verweist auf die Befunde des Weltklimarates (IPCC), nach denen der Klimawandel maßgeblich vom Menschen verursacht ist, und zählt besonders betroffene Gebiete auf: kleine Inselstaaten, Länder mit niedrig gelegenen Küstenregionen sowie Gegenden, die durch Trockenheit oder Überschwemmungen gefährdet seien. Der UN-Menschenrechtsrat gab außerdem grünes Licht für eine Studie, mit der die Auswirkungen der Erderwärmung auf Menschenrechte untersucht werden sollen.

Greenpeace: Klimaschutz ins Grundgesetz, Der Klimaschutz muss Verfassungsrang bekommen

Der Klimawandel bedroht das Überleben auf diesem Planeten. Im Interesse von Menschen, Natur und Umwelt muss daher die Politik umgehend wirksame Maßnahmen zum Schutz des Klimas ergreifen. Das Klimaschutz-Abkommen Kyoto-Protokoll ist auf internationaler Ebene ein zaghafter erster Schritt. In Zukunft müssen aber viel weitreichendere Maßnahmen zur Reduzierung der Treibhausgase international verbindlich festgeschrieben und national umgesetzt werden. Unser Vorschlag: Der Schutz des Klimas und der Erdatmosphäre muss von der Gemeinschaft der Völker auf höchstem Niveau verankert und in die Verfassungen aller Länder und in die UN-Charta aufgenommen werden.

